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Entwicklungstendenzen bei der Besteuerung von jPdöR
>> Schreiben des Verbands kommunaler Unternehmen e.V. (VKU) vom 28.11.2007 an alle Mitgliedsunternehmen:

Steuerlicher Querverbund – Aktuelle Entwicklung
Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 22.10.2007 entschieden, dass der strukturell dauerdefizitäre Betrieb einer kommunalen Bäder-GmbH zumindest in Hö​he des jeweiligen jährlichen Verlustes zu einer verdeckten Gewinnausschüttung an die Gesellschafterkommune führt. 

Dem Urteil liegt der Sachverhalt zugrunde, dass die Klägerin, eine städtische Hol​ding-GmbH, die steuelWirksame Verrechnung von Verlusten einer Bäder​Gesell-schaft mit den Gewinnen einer Grundstücksentwicklungsgesellschaft im Rah​men einer ertragsteuerlichen Organschaft begehrte. Die nach der Verwaltungspraxis hierfür erforderliche enge wechselseitige technisch-wirtschaftliche Verflechtung von einigem Gewicht (H 7 zweiter Spiegelstrich KStR) war zwischen der Bäder-GmbH und der Grundstücksentwicklungsgesellschaft nicht darstellbar. Aus diesem Grund sah das Finanzamt in der Gestaltung - entsprechend R 7 und H 7 KStR – einen Gestaltungsmissbrauch und ließ die Verrechnung nicht zu. 

Die Auffassung des BFH, wonach der Betrieb des dauerdefizitären Bades zu einer verdeckten Gewinnausschüttung führt, hat zur Folge, dass der Holding GmbH - steu​erlich betrachtet - kein Verlust der Bäder-GmbH sondern ein aufgrund der Hinzu​rechnung eines fiktiven Entgelts ausgeglichenes Ergebnis zugewiesen wird. Auf Ebene der Holding GmbH besteht bei dieser Betrachtungsweise steuerlich mithin kein Verlustverrechnungspotential mehr, so dass den von der Grundstücks-entwick​lungsgesellschaft abgeführten Gewinnen keine verrechenbaren Verluste mehr gege​nüberstehen. 

Der BFH begründet seine Auffassung insbesondere damit, dass der Betrieb des Ba​des eine - wenn auch freiwillige - Aufgabe der Kommune im Rahmen der Da-seinsvorsorge sei und die Kommune somit eine ihr obliegende Aufgabe in eine Gesell​schaft in privater Rechtsform auslagere. Somit liege zumindest eine Mitveranlassung im Gesellschaftsverhältnis vor. Die dauerdefizitäre Gesellschaft hätte - so führt der BFH weiter aus - von der Gemeinde einen monetären, schuld-rechtlichen Ausgleich verlangen müssen. 

Auswirkungen des BFH-Urteils auf den steuerlichen Querverbund 

Der Urteilsbegründung ist nicht zu entnehmen, dass der BFH in „klassischen“ Fäl-len des steuerlichen Querverbundes - also in den Fällen, in denen die Finanzver-waltung bislang eine Verrechnung zugelassen hat - zu einem anderen Ergebnis kommen würde. Insbesondere stellt der BFH klar, dass er in der Zusammen-fassung der Be​triebsergebnisse auf Ebene der Holding keine rechtsmissbräuch-liche Gestaltung i.S.d. § 42 AO sehe, wie dies nach den Körperschaftsteuer-Richt-linien der Fall ist. Die bewährten Zusammenfassungskriterien, die die Finanzver-waltung seit Jahrzehn​ten anwendet, lässt der BFH somit gänzlich unberück-sichtigt. 

Wenn die Finanzverwaltung das Urteil uneingeschränkt anwenden würde, hätte dies dramatische finanzielle Auswirkungen, die deutlich über den bloßen Wegfall des steuerlichen Querverbundes hinausgehen. Neben dem Wegfall des steuer-lichen Ver​rechnungspotentials führt die Rechtsauffassung des BFH auch dazu, dass die jeweils betroffene Kommune auf die verdeckte Gewinnausschüttung der dauerdefizitären Beteiligungs- oder Eigengesellschaft Kapitalertragsteuer zu zah-len hätte. Diese be​trägt derzeit noch 10 % zzgl. Solidaritätszuschlag. Ab dem 01.01.2008 wird dieser Satz im Zuge der Unternehmensteuerreform 2008 auf 15 % zzgl. Solidaritätszu​schlag angehoben. Bemessungsgrundlage für die Kapital-ertragsteuer wäre der Be​trag der verdeckten Gewinnausschüttung. Zusätzlich stellt sich Frage, ob der Auffas​sung des BFH zufolge eine umsatzsteuerpflichtige Leistung der GmbH an die Kom​mune vorliegt. Auf den Betrag der verdeckten Ge-winnausschüttung wäre dann zu​dem Umsatzsteuer zum Regelsteuersatz von 19 % abzuführen. 

Inwieweit sich das Urteil auf das Unterhalten eines strukturell dauerdefizitären Be​triebs gewerblicher Art i.S.d. § 4 KStG auswirkt, ist derzeit nicht absehbar, da Aus​führungen zu dieser Vorschrift in der Urteilsbegründung nicht enthalten sind. In der mündlichen Verhandlung zum hier behandelten Verfahren wies der Vorsitzende Richter darauf hin, dass er in dem Fall eines dauerdefizitären Betriebs gewerb-licher Art auch zu einem anderen Ergebnis kommen könnte, wobei dann auch die Anwen​dung der Liebhaberei-Grundsätze in Betracht käme. Dies würde zumindest die Ent​stehung von Kapitalertragsteuer vermeiden. Eine steuerwirksame Er-gebnisverrech​nung auf Ebene eines Betriebs gewerblicher Art wäre jedoch auch in diesem Fall ausgeschlossen. 

Aktuelle Entwicklungen 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hatte die Kommunalen Spitzenverbände zum 26.11.2007 zu einem Gespräch eingeladen, in dem die Auswirkungen des BFH​Urteils besprochen und Lösungen zur Aufrechterhaltung des steuerlichen Querver​bundes erörtert werden sollten. Der VKU hat die Kommunalen Spitzenverbände in​tensiv bei der Vorbereitung dieses Gesprächstermins unterstützt. 

Über das Ergebnis des Gesprächs zwischen dem BMF und den Kommunalen Spit​zenverbänden wurde der VKU am 27.11.2007 unterrichtet. Danach beabsichtigt das BMF, das Urteil vom 22.10.2007 über den entschiedenen Fall hinaus vorerst nicht anzuwenden und wird dies dem Vernehmen nach in einem entsprechenden Nich​tanwendungs-Erlass klarstellen. Der Nichtanwendungs-Er-lass wird nach uns erteilter Auskunft damit begründet, dass das BMF die Möglich-keit einer gesetzlichen Veran​kerung des steuerlichen Querverbundes prüfen wer-de. 

Gemeinsam mit den Kommunalen Spitzenverbänden und dem Verband deutscher Verkehrsuntemehmen (VDV) wird der VKU das BMF bei der Formulierung einer ge​setzlichen Regelung unterstützen. Ein für diesen Zweck eingerichtetes Gre-mium, bestehend aus Vertretern der genannten Verbände, wird erstmals im Janu-ar 2008 tagen und Vorschläge für einen Gesetzeswortlaut erarbeiten. 

Der geplante Nichtanwendungs-Erlass hat vorerst zur Folge, dass zumindest in den bisher anerkannten Altfällen, die steuerwirksame Verrechnung weiterhin mög-lich sein wird. Ob die Finanzverwaltung verbindliche Auskünfte mit Bindungswir-kung nach Treu und Glauben für neue Sachverhalten geben wird, ist aus Sicht des VKU bis zur endgültigen Klärung eher zu bezweifeln. Hier ist auch zu beachten, dass die Praxis der Finanzverwaltungen in den einzelnen Bundesländern sehr unterschiedlich ist. 

Schaubild zum Sachverhalt 
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(BFH-Urteil vom 22.08.2007 – I R 32/06) 
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